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Pressemitteilung vom 14.08.2018 
 
 
Disziplinarklage gegen erste Bürgermeisterin der Stadt Starnberg 
Eva John erhoben  
 

Die Landesanwaltschaft Bayern hat heute gegen die erste Bürgermeisterin 

der Stadt Starnberg Eva John Disziplinarklage zum zuständigen Verwal-

tungsgericht München mit dem Ziel einer Kürzung der Dienstbezüge erhoben. 

Der Klage liegt eine Vielzahl von Vorwürfen zugrunde, die Verstöße gegen 

die Bayerische Gemeindeordnung betreffen. 

 

Der ersten Bürgermeisterin wird insbesondere vorgeworfen, im Zusammen-

hang mit den Verträgen der Stadt Starnberg mit der Deutschen Bahn AG Be-

schlüsse des Stadtrates der Stadt Starnberg nicht oder nicht hinreichend voll-

zogen und dem Informationsrecht des Stadtrates nicht im erforderlichen Um-

fang Rechnung getragen zu haben. Weiter wird der ersten Bürgermeisterin 

zur Last gelegt, in einer Gegendarstellung zu einem Zeitungsartikel auf der 

Homepage der Stadt Starnberg Mitgliedern des Stadtrates öffentlich rechts-

widriges Handeln vorgeworfen zu haben, ohne dass die zugrundeliegenden 

Umstände zuvor intern geklärt worden wären. Darin wird auch ein Verstoß 

gegen die Pflicht zur unparteiischen und gerechten Amtsführung gesehen. 

Weitere Vorwürfe betreffen eine nicht rechtzeitige Beanstandung eines Stadt-

ratsbeschlusses zu einem Immobiliengeschäft, einen verspäteten Vollzug ei-

nes Beschlusses zur Versendung einer Information an alle Starnberger 
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Haushalte und die Beschlussfassung in einer Sondersitzung des Stadtrates 

trotz fehlender Beschlussfähigkeit. 

 

Mit Verfügung vom 21.08.2017 hatte die Landesanwaltschaft Bayern – Dis-

ziplinarbehörde – das Disziplinarverfahren eingeleitet. Da sich die Vorwürfe 

im Laufe des Verfahrens ausweiteten, wurde das Disziplinarverfahren mehr-

fach auf neue Sachverhalte ausgedehnt.  

 

Die Landesanwaltschaft Bayern – Disziplinarbehörde – hält ein Dienstverge-

hen für erwiesen. Welche Disziplinarmaßnahme zu verhängen ist, hängt von 

dem disziplinaren Gewicht des Dienstvergehens ab. Bei der Entscheidung 

über die für erforderlich gehaltene und angemessene Disziplinarmaßnahme 

sind die Auswirkungen des Dienstvergehens auf das Ansehen und die Integri-

tät des Beamtentums zu berücksichtigen. Daneben erfüllt das Disziplinarrecht 

den Zweck, den Beamten zur künftigen Einhaltung seiner Pflichten anzuhal-

ten. Hierbei ist insbesondere auf die Schwere des Dienstvergehens, die Be-

einträchtigung des Vertrauens des Dienstherrn oder der Allgemeinheit, das 

Persönlichkeitsbild des Beamten und das bisherige dienstliche Verhalten ab-

zustellen. 

 

Vor allem die im Zusammenhang mit den Verträgen mit der Deutschen Bahn 

im Raum stehenden Vorwürfe werden als gravierend angesehen, weil die 

Verträge verkehrspolitisch und finanziell für die Stadt Starnberg von sehr ho-

her Bedeutung sind. Die Stadt Starnberg befand sich gegen Ende des Jahres 

2017 in der unmittelbar drohenden Gefahr, mit erheblichen Schadensersatz-

forderungen der Bahn konfrontiert zu werden. 

 

Die Entscheidung über die letztlich zu verhängende Disziplinarmaßnahme 

obliegt dem zuständigen Bayerischen Verwaltungsgericht München, da die 



3 

 

 
 

 

Disziplinarbehörde nach den Vorgaben des Bayerischen Disziplinargesetzes 

bei kommunalen Wahlbeamten Disziplinarmaßnahmen nicht durch Diszipli-

narverfügung verhängen kann, sondern Disziplinarklage erheben muss. Die 

Verwaltungsgerichtsbarkeit ist an die Einschätzung der Disziplinarbehörde 

hinsichtlich des Vorliegens eines Dienstvergehens, seiner Schwere und der 

angemessenen Disziplinarmaßnahme nicht gebunden. 

 

 

gez. Robert Kirchmaier 

Oberlandesanwalt 

Pressesprecher 

 
Hinweis: Seit Juli 2016 können Sie der Landesanwaltschaft Bayern über Twitter folgen 
(@LA_Bayern).

 
  


